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1.	 EInlEItung

europa sieht sich mit einer reihe drängender einwanderungsprobleme konfron-
tiert. erstens wächst der Migrationsdruck, weil immer mehr Menschen aus är-
meren Ländern in der auswanderung in ein reiches Land die beste Möglichkeit 
für eine rasche Verbesserung ihrer Lebensumstände sehen. Zweitens stehen die-
jenigen eu-Mitgliedsstaaten, die bereits viele Migranten aufgenommen haben, 
vor einem enormen Integrationsproblem. Viele einwanderer der zweiten und 
dritten Generation sind aufgrund schlechter Bildungs- und arbeitsmarktchancen 
frustriert und haben keine ordentliche berufliche Perspektive. Sollte die Inte-
gration scheitern, werden sich in europa dauerhafte ethnische unterschichten 
herausbilden, die den gesellschaftlichen Zusammenhalt bedrohen. drittens hat 
sich der weltweite Wettbewerb um hochqualifizierte arbeitskräfte verschärft. 
Wenn es der eu nicht gelingen sollte, sich im Wettbewerb um die besten Köpfe 
besser zu behaupten, würde dies unserer wirtschaftlichen dynamik schaden. 

Traditionell wird einwanderungspolitik als Kernbereich nationaler Souveränität 
verstanden: Jedes Land darf prinzipiell selbst entscheiden, wen es hereinlässt 
und wen nicht. Innerhalb der eu und besonders innerhalb des Schengenraums 
ist eine rein nationale Politik jedoch zunehmend wirkungslos. aus diesem Grund 
hat sich die eu im rahmen des Haager Programms, ihrem migrationspolitischen 
arbeitsprogramm bis 2010, die entwicklung einer belastbaren europäischen Mi-
grationspolitik zum Ziel gesetzt.

aber echte Fortschritte haben nur punktuell stattgefunden und die Verzöge-
rungen bei der ratifizierung des Lissabonvertrags haben die einführung der 
qualifizierten Mehrheitsentscheidungen in migrationspolitischen Fragen auf-
geschoben. In anbetracht dieser Schwierigkeiten müssen die Prioritäten für 
eine Weiterentwicklung der europäischen Migrationspolitik sorgfältig gesetzt 
werden. Wo ist ein gemeinsamer europäischer ansatz am nötigsten? und was 
sollte weiterhin auf nationaler ebene geregelt werden? 

eine europäische Kompetenzausweitung ist vor allem dort wünschenswert, wo 
nennenswerte genzüberschreitende externalitäten auftreten und die nationalen 
Präferenzen innerhalb der eu nicht zu unterschiedlichen sind, um sich auf eine 
gemeinsame Linie zu einigen.

In den folgenden Kapiteln wird versucht, entsprechend Prioritäten für eine eu-
ropäische Migrationspolitik zu entwickeln. Für die Bereiche, die als vorrangig für 
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die Weiterentwicklung der europäischen Migrationspolitik identifiziert wurden, 
werden dann konkrete Politikvorschläge entwickelt. 

2.		 lEgAlE	ZuWAnDERung

derzeit sind die durch legale Zuwanderung verursachten Spill-over-effekte 
zwischen nationalen Migrationspolitiken innerhalb des Schengenraums noch 
relativ klein. das liegt daran, dass legale Migranten aus drittstaaten ihren le-
galen Status erst nach fünf Jahren rechtmäßigen aufenthalts in der eu von 
einem Mitgliedsstaat in einen anderen übertragen können. nach fünf Jahren 
haben Migranten aber normalerweise bereits viel in den aufbau eines lokalen 
sozialen netzwerks investiert und sind zudem etwas gealtert. Mit den sozi-
alen netzwerke und dem Lebensalter sinkt aber tendenziell die neigung, in ein 
anderes eu-Mitgliedsland weiterzuziehen. deshalb kommt es vergleichsweise 
selten vor, dass ein Migranten von einem eu-Staat legal aufgenommen wurde, 
sich dann aber in einem anderen eu-Staat legal wiederfindet, ohne dass dieser 
andere eu-Staat eine Chance gehabt hätten, den betreffenden Migranten ab-
zuweisen. der Spill-over-effekt der nationalen Politik ist hier also relativ klein. 
Zwar bestünde im Prinzip für legale Zuwanderer stets die Möglichkeit, noch 
vor ablauf von fünf Jahren irregulär in anderen Teilen des Schengenraums zu 
arbeiten. doch ein solcher Schritt wäre meist unattraktiv, weil er zum Verlust 
des wertvollen legalen Migrantenstatus führen würde.

Weil es diese erheblichen ökonomischen Hürden für die Weiterwanderung gibt, 
ist die generelle Harmonisierung der rechtlichen rahmenbedigungen für legale 
einwanderung nicht prioritär. Hinzu kommt noch, dass sich die Präferenzen der 
einzelnen Mitgliedsstaaten hinsichtlich der legalen Zuwanderung von durch-
schnittlich- und Geringqualifizierten recht stark unterscheiden. 

es gibt jedoch eine große ausnahme: die legale Zuwanderung von Hochqua-
lifizierten. Hier laufen die Interessen der Mitgliedsstaaten zumeist parallel: 
Hochqualifizierte Migranten sind eigentlich überall willkommen. und eine ge-
meinsame regelung könnte europa für diese begehrten Migranten deutlich 
attraktiver machen und damit mehr von ihnen anlocken. 

Schaubild 1 zeigt, dass in einem typischen eu-Land der Prozentsatz der im 
ausland geborenen Hochschulabsolventen gegenwärtig weit unter dem oeCd-
durchschnitt liegt. Zweifelsohne verfügen die englischsprachigen Länder auf der 

Welt über einen wesentlichen Vorteil beim Wettbewerb um hochqualifizierte 
Zuwanderer, da englisch die Lingua franca des globalisierten Zeitalters ist. nicht-
englischsprachige Länder werden daher Hochqualifizierten eher attraktivere 
Zuwanderungsbedingungen als englischsprachige Länder bieten müssen, um 
den sprachlichen nachteil wettzumachen. 

Schaubild 1: Anteil der im Ausland geborenen Bevölkerung mit tertiärer Bildung
(Abweichungen vom OECD-Durchschnitt von 23 Prozent)
Quelle: OECD, eigene Berechungen

die zahlreichen nationalen Gesetzesinitiativen, die rechtliche Grundlage für 
die Zuwanderung Hochqualifizierter zu verbessern – einschließlich der franzö-
sischen ‚carte des compétences et talents’ – zeigt, dass das Problembewusstsein 
bereits vorhanden ist. es gibt jedoch etwas Wesentliches, das rein nationale In-
itiativen nicht werden bieten können: sofortigen Zugang zum arbeitsmarkt der 
gesamten eu. Für hochspezialisierte Zuwanderer wäre dies zweifellos attraktiv. 
So wird z.B. ein hochqualifizierter Inder ein Jobangebot in Wien sehr viel eher 
annehmen, wenn ihm dadurch der Zugang zum gesamten eu-arbeitsmarkt 
garantiert wird. Sollte sich der erste Job als unattraktiv herausstellen oder die 
Familie Schwierigkeiten mit dem einleben im deutschsprachigen Wien haben, 
wäre die Möglichkeit, für den nächsten Job z.B. nach Manchester zu wechseln 
(und nicht nur innerhalb Österreichs, z.B. nach Innsbruck) viel wert.
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Blue Card

um diese bessere Übertragbarkeit des Immigrantenstatus für hochqualifizierte 
Zuwanderer zu erreichen, habe ich eine europäische Blue Card vorgeschlagen.
die inzwischen verabschiedete Blue-Card-richtlinie ist hier ein Schritt in die 
richtige richtung. Leider hat die richtlinie eine große Schwäche: den problem-
losen Zugang zum gesamten europäischen arbeitsmarkt bietet sie noch nicht. 
Tatsächlich wäre mit der Blue Card in ihrer derzeitigen Form der umzug in einen 
anderen Mitgliedsstaat fast genauso schwierig wie eine neuerliche Beantragung 
einer Blue Card von außerhalb der eu.

Übertragbarkeit
im relevanten 
Arbeitsmarkt

hoch

niedrig

Gültigkeitkeitsdauer des Aufenthaltstitels

unsicher permanent

Einbürg-
gerung
(EU/US)

US 
Green Card

EU
Blue Card
(derzeit)

H1B Visum
(US)

Schaubild 2: Längere Gültigkeit und europaweite Übertragbarkeit sind erforderlich, um die Blue Card wett-
bewerbsfähig zu machen.

Je größer der arbeitsmarkt, zu dem eine einwanderungserlaubnis Zugang bie-
tet, und je dauerhafter dieser Zugang ist, desto attraktiver ist das Zielland für 
hochqualifizierte Zuwanderer. dies verdeutlicht Schaubild 2. der attraktivste 
einwanderungsstatus – nämlich die einbürgerung – befindet sich in der rech-
ten oberen ecke dieses Schaubilds. Im Vergleich mit dem uS-amerikanischen 

H1B-Visum für Hochqualifizierte oder der uS-amerikanischen Green Card ist die 
aktuelle europäische Blue Card nicht konkurrenzfähig. Bei der erstausstellung 
der uS-dokumente ist die Gültigkeitsdauer sehr viel großzügiger bemessen als 
bei der Blue Card, und im Gegensatz zur schlechten Übertragbarkeit der Blue 
Card innerhalb der eu gewähren sie Zugang zum gesamten uS-arbeitsmarkt. 
um der eu eine bessere Position im weltweiten Wettbewerb um die besten 
Köpfe zu verschaffen, muss die Blue Card sowohl hinsichtlich der Gültigkeits-
dauer als auch der Übertragbarkeit wesentlich verbessert werden (siehe Pfeil 
in Schaubild 2).

das Fehlen einer effektiven Übertragbarkeit der Blue Card könnte sogar den 
gesamten Zweck dieses eu-Projekts unterminieren, da die Übertragbarkeit den 
hauptsächlichen Mehrwert einer eu-regelung gegenüber rein nationalen re-
gelungen darstellt. 

um die echte Übertragbarkeit auch konsensfähig zu machen, bedarf es aller-
dings einer Überarbeitung der Zugangskriterien. denn eine Blue Card, die man 
in rumänien auf der Grundlage eines Monatsgehalts von, sagen wir, lediglich 
€ 400,- erhalten kann, wird wahrscheinlich nie in der gesamten eu akzeptiert 
werden. 

ein vielversprechenderer ansatz wäre es, die Qualifikation, das alter, die Sprach-
kenntnisse und andere Charakteristika von Zuwanderern als auswahlkriterien 
für eine Blue Card heranzuziehen. Idealerweise würde dies durch ein europa-
weites Punktesystem erreicht, wie es in Kanada angewandt wird. das kana-
dische Punktesystem honoriert Charakteristika wie Bildungsstand, junges alter, 
Sprachkenntnisse und Berufserfahrung, welche eine erfolgreiche Immigration 
wahrscheinlich machen. Würde man die Kriterien für die Blue Card über die 
Gehaltsschwelle hinaus in ähnlicher Weise erweitern, sollte es wesentlich ein-
facher sein, sich auf eine Blue Card zu einigen, die Zugang zum arbeitsmarkt 
der gesamten eu gewährt.

um Hochqualifizierte anzusprechen, könnte und sollte mehr in die attraktivität 
europäischer universitäten investiert werden, was zu einem gewissen Grad auch 
europäische Maßnahmen erforderlich macht (siehe dazu aghion et al. [2007]). 
In den uSa ist die Qualität der führenden universitäten einer der wichtigsten 
Kanäle, durch die Toptalente schon frühzeitig angelockt werden. nach ihrem 
uS-Studium profitieren die im ausland geborenen Studenten von einer Quo-
tenregelung der H1B-Visa, die es ihnen ermöglicht, in den uSa zu bleiben und 
zu arbeiten. etwas Ähnliches könnte in der eu auf Basis der Blue Card in Form 
eines ‚Blue diploma’ eingeführt werden. auf diese Weise könnten die im ausland 
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geborenen absolventen einer teilnehmenden universität mit einem Master-
abschluss [oder gleichwertigem abschluss], eine arbeitsstelle in der eu finden, 
ohne den sonstigen Kriterien der Blue Card zu unterliegen.

Abwanderung hochqualifizierter Arbeitskräfte

die vielleicht größte Sorge, die die Blue Card hervorruft, ist die abwanderung 
hochqualifizierter arbeitskräfte aus den Herkunftsländer. diese könnte sich 
negativ auf das wirtschaftliche Wachstumspotential dieser Länder auswirken. 
Zudem könnte sich dort die Kluft zwischen den Löhnen von gelernten und un-
gelernten arbeitskräften weiter vergrößern, was zu noch größerer ungleichheit 
führen würde. des Weiteren wird die auswanderung Hochqualifizierter in der 
regel negative fiskalische auswirkungen haben. 

die abwanderung hochqualifizierter arbeitskräfte muss für die Herkunftsländer 
aber nicht nur negatives bedeuten. die Möglichkeit der auswanderung kann den 
erwarteten Gewinn durch Bildung wesentlich erhöhen, wodurch mehr anreize 
für den Schulbesuch geschaffen werden. Wenn Migranten darüber hinaus nach 
ihrer auswanderung in ihr Herkunftsland zurückkehren – und viele von ihnen 
tun das –, können ihre im ausland erworbenen Kenntnisse und erwirtschafteten 
ersparnisse zu einer treibenden Kraft bei der entwicklung ihres Herkunftslandes 
werden. aus diesen Gründen kann eine moderate abwanderung hochqualifi-
zierter arbeitskräfte für das Herkunftsland in der Tat vorteilhaft sein, wie z.B. 
Beine et al. [2003] argumentieren.

Zudem hat die explosion der Studentenzahlen in entwicklungsländern in den 
letzten 15 Jahren – wie Schaubild 3 zeigt – die Zahl der dortigen hochqualifi-
zierten arbeitskräfte dramatisch ansteigen lassen. Insbesondere haben sich die 
Studentenzahlen in den zehn bevölkerungsreichsten entwicklungsländern [Pop-
10] verdreifacht: Sie stiegen von 16 Millionen im Jahr 1990 auf 49 Millionen im 
Jahr 2005 an. dieser rasante anstieg der Zahl hochqualifizierter arbeitskräfte 
hat wahrscheinlich die potentiell nachteiligen auswirkungen der abwanderung 
verringert, unabhängig von der jeweiligen emigrationsquote. In bestimmten 
entwicklungsländern hat der lokale arbeitsmarkt sogar Schwierigkeiten, die 
rasant gestiegene anzahl von Hochschulabsolventen zu absorbieren, was zu 
einer erschreckend hohen arbeitslosenquote unter Hochschulabsolventen in 
Ländern wie Marokko geführt hat. 

Schaubild 3: Zahl der Studenten in verschiedenen Weltregionen (1990 und 2005) in Millionen
Quelle: World Bank Edstats

dennoch sollte die eu über eine Vorbehaltsklausel bezüglich der Blue Card für 
diejenigen entwicklungsländer nachdenken, die eine abwanderung hochqua-
lifizierter arbeitskräfte fürchten1 (siehe dazu von Weizsäcker [2006]). die eu 
könnte auch den entwicklungsländern, aus denen eine besonders große an-
zahl Hochqualifizierter in die eu auswandert, finanzielle Hilfe für die dortige 
universitätsausbildung anbieten. denn für diesen Bereich des Bildungssystems 
steht normalerweise kaum entwicklungshilfe zur Verfügung, da sich die Mil-
lenniums-entwicklungsziele zu recht hauptsächlich auf die Grundschulausbil-
dung konzentrieren. 

1 ursprünglicher Vorschlag für die ‚Blue Card’.

nordamerika
und antipoden

Pop-10

erweiterte eu-
nachbarschaft

eu-27

1990

2005

erweiterte eu-nachbarschaft:
Länder der eu-nachbarschafts-
politik+Beitrittsländer+Balkan+
Türkei+russland

Pop-10: 10 bevölkerungsreichste 
entwicklungsländer (China, Indien, 
Indonesien, Brasilien, Pakistan,
Bangladesch, nigeria, Mexiko,
Vietnam und die Phillipinen)
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3.		 IRREgulÄRE	ZuWAnDERung

Im Gegensatz zu legalen Zuwanderern haben irreguläre Zuwanderer keinen 
rechtlichen Status zu verlieren, wenn sie sich innerhalb des Schengenraums 
über Landesgrenzen hinweg bewegen. Folglich sind hier, im Gegensatz zur 
legalen einwanderung, stärkere Spill-over-effekte zu erwarten. So sind z.B. 
schätzungsweise 50% der irregulären ukrainischen Immigranten in Portugal 
ursprünglich mit einem von der österreichischen oder deutschen Botschaft 
ausgestellten Schengen-Visum in die eu gekommen (siehe dazu Bagantra et 
al. [2004]). Hinzu kommt, dass in den kommenden Jahren mit einem weiteren 
anstieg der irregulären Zuwanderung aus armen Ländern gerechnet werden 
muss, weshalb eine bessere europäische Koordinierung im umgang mit irregu-
lärer einwanderung dringlich ist. 

Schätzungen zufolge halten sich in der eu zwischen vier und acht Millionen 
irreguläre Immigranten auf. Jährlich kommen ungefähr eine halbe Million neu 
in die eu (siehe dazu düwell [2006]), so dass die Situation immer vergleichbarer 
wird mit dem massiven Zustrom von irregulären mexikanischen Zuwanderern in 
die uSa. es wird geschätzt, dass zurzeit ca. 12 Millionen mexikanische einwan-
derer in den uSa leben, von denen sich ungefähr 60% illegal im Land aufhalten. 
die Zahl der Immigranten, die jährlich illegal aus Mexiko in die uSa kommen, 
überschreitet vermutlich die Marke von 400.000.

dieser einwanderungsdruck wird ausgelöst durch krasse einkommensunter-
schiede zwischen Ländern, die aneinander angrenzen oder zumindest nicht 
besonders weit voneinander entfernt sind. Wie Schaubild 4 zeigt, ähnelt die 
einkommenskluft zwischen den uSa und Mexiko der Kluft zwischen dem ein-
kommen in der eu15 und dem durchschnittlichen einkommen der zukünftigen 
eu-Beitrittsländer sowie der eu-nachbarländer im Mittelmeerraum und in ost-
europa. allerdings leben in der erweiterten nachbarschaft der eu wesentlich 
mehr Menschen mit sehr niedrigen einkommen als in der erweiterten nach-
barschaft der uSa, was bewirken könnte, dass mittelfristig der Migrationsdruck 
auf die eu sogar stärker werden könnte als auf die uSa. 

Schaubild 4: Einkommensunterschiede zwischen den USA und der EU15 mit ihren jeweiligen Nachbarländer 
im Vergleich.
Quelle: Brücker and von Weizsäcker (2007)

Wie kann und wie soll europa auf diesen Migrationsdruck reagieren? die rou-
tinemäßig vorangetriebenen Hauptmaßnahmen sind ein besserer Grenzschutz, 
mehr entwicklungshilfe für die Herkunftsländer und neue Programme zur le-
galen Immigration. Zwar können einige dieser Maßnahmen sinnvoll sein, aber 
sie werden das Problem der irregulären Zuwanderung nicht umfassend lösen 
können. denn die Zahl der irregulären Zuwanderer dürfte trotz dieser Maßnah-
men eher steigen. und eine brutale Bekämpfung der illegalen einwanderung 
samt zwangsweiser ausweisung mag in Polizeistaaten machbar sein, ist aber in 
freiheitlichen Ländern weder erstrebenswert noch praktikabel. und so wird sich 
unausweichlich die Frage nach der regularisierung der irregulären Zuwanderer 
stellen, die immer Teil eines europäischen Maßnahmenpakets sein muss. nun 
zu einer kritischen Beurteilung der einzelnen Politikhebel, die in diesem Zusam-
menhang oft genannt werden:

Besserer Grenzschutz: die eu beteiligt sich bereits an gemeinsamen Grenz-
schutzbemühungen zur einschränkung der irregulären Immigration. die Kon-
trolle der außengrenzen soll verstärkt werden (Frontex). die anstrengungen zur 
Bekämpfung des Menschenhandels sollen intensiviert werden. außerdem ist die 
verstärkte Zusammenarbeit mit wichtigen durchgangsländern sowie die beschleu-
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nigte rückführung irregulärer einwanderer geplant. Irreguläre Immigranten 
reagieren im allgemeinen auf entsprechende anreize. daher ist es plausibel, 
dass ein umfassendes Paket den irregulären Zustrom reduzieren dürfte. aber 
um wie viel? auch hier könnte ein Blick auf die uSa lehrreich sein. Vor kurzem 
hat das Congressional Budget Office die voraussichtlichen auswirkungen des 
(momentan auf eis liegenden) Comprehensive Immigration Reform Act 2007 be-
wertet (s. Congressional Budget office, 2007). dabei wurde geschätzt, dass die 
in diesem Gesetzesentwurf enthaltenen repressiven Maßnahmen den Zustrom 
von irregulären einwanderern um ca. 25% senken dürften. 

der eu könnte es gleichermaßen schwer fallen, durch striktere Kontrollen eine 
reduzierung des Zustroms von irregulären Immigranten um mehr als 25% zu 
erreichen, geschweige denn, ihn auf ein unbedeutendes niveau zu senken. die 
gängige ansicht, strengere Kontrollen allein könnten das Problem der irre-
gulären Zuwanderung lösen, ist nicht plausibel. Selbst bei strikten Kontrollen 
muss man davon ausgehen, dass auch weiterhin viele Menschen illegal in die 
eu gelangen. 

Mehr entwicklungshilfe: es wird häufig argumentiert, dass durch mehr ent-
wicklungshilfe die wirtschaftlichen Perspektiven in Schlüssel-Herkunftsländern 
verbessert werden könnten, was den anreiz zur auswanderung verringert dürfte. 
empirisch hat jedoch der Zusammenhang zwischen einkommensniveau im Her-
kunftsland und der neigung auszuwandern eher die Form eines umgedrehten u 
(siehe adams und Page [2003]): Mit steigenden einkommen steigt zunächst die 
Wahrscheinlichkeit einer auswanderung. ein Grund hierfür ist, dass sich arme 
Menschen die teure auswanderung erst ab einer bestimmten einkommenshöhe 
überhaupt leisten können. erst wenn dieses kritische einkommen deutlich über-
schritten wird, geht die auswanderungsneigung aufgrund geringerer einkom-
mensunterschiede zwischen Herkunfts- und Zielland zurück. angesichts dieses 
nichtlinearen Zusammenhangs zwischen entwicklung und Migration wäre es 
unklug, entwicklungshilfe und Immigrationspolitik im politischen diskurs zu 
eng aneinander zu koppeln. 

Programme zur legalen arbeitsmigration: als ein probates Mittel zur Bekämp-
fung irregulärer einwanderung wird teilweise die ausweitung der Legalisierungs-
programme gesehen, möglicherweise in Form von temporärer oder zirkulärer 
Migration. So sollen z.B. Programme zur temporären Migration ein fester Be-
standteil  der ‚Mobilitätspartnerschaften’ sein, die die eu mit Herkunftsländern 
abschließen möchte, auch um den Zustrom von irregulären einwanderern zu 
reduzieren. es ist jedoch unklar, ob sich irreguläre Zuwanderung auf diesem 
Weg wirkungsvoll bekämpfen lässt. nehmen wir an, dass es jeder vierte poten-

tielle irreguläre Immigrant schafft, in die eu zu gelangen. dann müssten vier 
potentielle irreguläre einwanderer legal aufgenommen werden, um die anzahl 
der irregulären Immigranten um einen zu verringern. und dieser Berechnung 
liegt schon die – optimistische – annahme zugrunde, dass die vier legalen ein-
wanderer tatsächlich aus dem Pool der potentiellen irregulären einwanderer 
stammen würden, was nicht zwangsläufig der Fall ist. außerdem darf nicht 
übersehen werden, dass Programme zur temporären legalen Migration die ir-
reguläre Immigration sogar verstärken, wenn nämlich die Teilnehmer länger im 
Land bleiben, als es ihr Visum eigentlich erlauben würde. 

regularisierung: Voraussichtlich wird keiner der o.g. ansätze das Problem der 
irregulären einwanderung in absehbarer Zeit lösen. die eu muss daher einen 
pragmatischen Weg finden, mit den irregulären Immigranten, die trotz aller 
anderen Maßnahmen zu uns kommen, vernünftig umzugehen. 

Hierzu sollten erstens strengere humantäre Standards hinsichtlich des ange-
messenen umgangs mit irregulären einwanderern vereinbart werden. Geschieht 
das nicht, könnten einige Mitgliedsstaaten aufgrund der offenen Innengrenzen 
versucht sein, irreguläre Immigranten durch schlechte Behandlung in benach-
barte eu-Staaten zu vertreiben. und umgekehrt müssten Mitgliedsstaaten, die 
irreguläre einwanderer relativ gut behandeln, damit rechnen, mehr als ihren 
fairen anteil an Irregulären anzulocken. einheitliche Standards zum angemes-
senen umgang mit irregulären einwanderern könnten hier abhilfe schaffen. 

Zweitens sollte ein verbindlicher europäischer rahmen für regularisierungsver-
fahren definiert werden. darin sollten die Vorteile einer zeitnahen regularisie-
rung gegenüber sporadischen Massenregularisierungen anerkannt werden. Ins-
besondere wird die einführung eines Systems der kontinuierlichen „verdienten” 
regularisierung empfohlen. diejenigen irregulären Zuwanderer, die schnell die 
Landessprache erlernen und andere anstrengungen unternehmen, die der Inte-
gration dienen, würden demnach beschleunigt regularisiert. Irreguläre Zuwan-
derer, die diese Kriterien nicht erfüllen, würden dagegen erst nach ablauf eines 
sehr viel längeren Zeitraums regularisiert. In dieser Zeit wären sie der geringen, 
aber dennoch vorhandenen Gefahr einer Zwangsrückführung ausgesetzt.

der vorgeschlagene ansatz der „verdienten” regularisierung könnte dazu beitra-
gen, dass in Zukunft keine Massenregularisierungen mehr durchgeführt werden. 
Gleichzeitig wäre dieser ansatz flexibel genug, um die verschiedenen Positionen 
von Ländern wie Spanien, Italien, deutschland und Frankreich in einem gemein-
samen regulatorischen rahmen zu vereinbaren. 
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4.		 ASYl

Mit dem ende des Kalten Krieges sah sich die eu einem rasanten anstieg von 
asylanträgen gegenüber (Schaubild 5). als reaktion darauf verschärften die 
Mitgliedsstaaten nach und nach ihr asylrecht und begannen auch schrittweise 
mit der einführung einer gemeinsamen europäischen asylpolitik. Hatton [2008] 
schätzt, dass ca. ein drittel des jüngsten rückgangs von asylanträgen diesen 
verschärften und besser koordinierten regelungen zuzuschreiben ist. die anderen 
zwei drittel seien vor allem auf einen rückgang der asylanträge von Bürgern 
aus osteuropäischen Staaten und der GuS zurückzuführen.

Schaubild 5: Entwicklung der jährlichen Zahl neuer Asylanträge (1990 bis 2006)
Quelle: Eurostat

die Verschärfung des asylrechts und der bemerkenswerte erfolg bei der redu-
zierung der anzahl der asylanträge [und in geringerem Maße der anzahl der 
Personen, denen asyl gewährt wurde] werfen die Frage auf, ob europa seinem 
Ziel noch gerecht wird, schutzbedürftigen Menschen Zuflucht zu gewähren. Zwar 
erhält europa immer noch ca. drei Viertel der asylanträge, die in Industrielän-
dern weltweit gestellt werden. aber die aufnahmebereitschaft der einzelnen 
eu-Mitgliedsstaaten ist sehr unterschiedlich. Vor allem die Leistung Schwedens 
ist hier herauszuheben. 2007 nahm Schweden über 10% aller in Industrielän-

dern aufgenommenen asylbewerber auf, und lag damit nicht weit hinter den 
uSa auf dem zweiten Platz, weit vor sehr viel größeren eu-Mitgliedsstaaten 
wie deutschland, Frankreich und Großbritannien.

41% der 45.200 irakischen asylbewerber weltweit gingen nach Schweden. 
darauf können nicht nur Schweden, sondern auch der rest der eu stolz sein. 
Folglich sollten auch die Kosten hierfür nicht allein dem schwedischen Steuer-
zahler aufgebürdet werden. Vielleicht ist es an der Zeit anzuerkennen, dass eine 
asylpolitik, die in einklang mit europäischen Werten steht, für die eu ein öffent-
liches Gut darstellt, das in größerem Maße durch gemeinsame Finanzierung und 
organisation zur Verfügung gestellt werden sollte. als einstieg könnte die eu 
sich verpflichten, pro Jahr zusätzlich 25.000 Menschen Zuflucht vor Verfolgung 
und Krieg zu gewähren. Statt auf das auftauchen dieser Flüchtlinge an unseren 
Grenzen zu warten, könnte eine solche Verpflichtung beinhalten, dass – wo nötig 
– den Flüchtlingen mit der reise geholfen wird. diese Initiative zugunsten von 
Flüchtlingen, die es nicht aus eigener Kraft an unsere Grenze schaffen, könnte 
man ‚neuer nansen-Pass’ nennen. der ursprüngliche nansen-Pass wurde vom 
norwegischen Polarforscher und Friedensnobelpreisträger Fridtjof nansen ein-
geführt, um Flüchtlinge, die der russischen revolution entkommen wollten, mit 
reisedokumenten auszustatten. 

5.		 IntEgRAtIOn

da legale einwanderer aus drittstaaten nur selten von einem eu-Mitgliedsstaat 
in einen anderen wechseln, muss jeder Mitgliedsstaat damit rechnen, den Groß-
teil der Folgen einer gescheiterten Integrationspolitik für legale Immigranten 
selbst zu tragen. Hinzu kommt, dass sich die Zusammensetzung der einge-
wanderten Bevölkerung von Mitgliedsstaat zu Mitgliedsstaat unterscheidet. 
Ferner bestehen zwischen den Mitgliedsstaaten institutionelle unterschiede, 
nicht zuletzt, was die Bildungssysteme und arbeitsmärkte angeht, sowie feine 
kulturelle unterschiede. all dies macht das Zustandekommen einer weitrei-
chenden eu-Gesetzgebung in diesem Bereich wenig plausibel. deshalb sollte 
die Integrationspolitik weiterhin in erster Linie als eine nationale angelegen-
heit betrachtet werden. Gleichwohl ist ein kontinuierlicher europäischer dialog 
über die Herausforderungen der Integration wünschenswert, um der nationalen 
Integrationspolitik politische Impulse zu geben und um durch das Lernen von 
Best-Practice-Beispielen die Qualität der Integrationspolitik zu verbessern. 
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6.		 SCHluSSFOlgERungEn

die wichtigsten Schlussfolgerungen und empfehlungen an die Politik, die in 
diesem aufsatz herausgearbeitet wurden, sind hier abschließend zusammen-
gefasst: 

• Zuwanderung	von	Hochqualifizierten: damit die eu im weltweiten Wett-
bewerb um Talente erfolgreich sein kann, muss die Blue-Card-richtlinie 
überarbeitet werden. Insbesondere muss die Übertragbarkeit der Blue Card 
verbessert werden, so dass sie wirklich Zugang zum arbeitsmarkt der gesam-
ten eu bietet. Gleichzeitig sollten Bedenken hinsichtlich der abwanderung 
hochqualifizierter arbeitskräfte ernst genommen werden, nicht zuletzt, 
indem man entwicklungsländern eine Vorbehaltsklausel anbietet. 

• Irreguläre	 Zuwanderung: um erfolg zu haben, muss die eu-Politik im 
Bereich der irregulären Zuwanderung ausgewogen sein. die gegenwärtig 
vorgesehenen Maßnahmen, um den Zustrom irregulärer Immigranten durch 
schärfere Kontrollen zu verringern, werden diesen lediglich etwas bremsen, 
aber das Problem der irregulären Zuwanderung nicht lösen. Wir schlagen eine 
Kombination schärferer Kontrollen mit besseren gemeinsamen humanitären 
Standards sowie kontinuierliche „verdiente“ regularisierung als bessere 
alternative zu sporadischen Massenregularisierungen vor.

• Asyl: nicht zuletzt infolge von Koordinierungsbemühungen in der Vergan-
genheit ist die Zahl der asylanträge in europa in den letzten Jahren stark 
zurückgegangen. dennoch muss weiterhin eine große anzahl von Menschen 
vor Kriegen und politischer Verfolgung aus ihren Heimatländern fliehen. 
um auf europäischer ebene mehr für diese Flüchtlinge zu tun, schlagen 
wir ein ‚neues nansen-Programm’ zur aufnahme von 25.000 zusätzlichen 
humanitären Flüchtlingen pro Jahr vor. Insbesondere die Finanzierung des 
Programms sollte auf eu-ebene organisiert werden. 
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Zusammenfassung: eine rein nationale Migrationspolitik kann in europa mit 
seinen offenen Binnengrenzen nicht funktionieren. doch der ausbau der euro-
päischen Migrationspolitik verläuft schleppend. dies dürfte auch an der weit-
verbreiteten unklarheit darüber liegen, welche Bereiche der Migrationspolitik 
dringend europäisiert werden müssen und welche Bereiche auf absehbare Zeit 
in nationaler Verantworung verbleiben sollten. In diesem aufsatz wird argu-
mentiert, dass der ausbau europäischer regelungen für die Zuwanderung von 
Hochqualifizierten, die irreguläre Zuwanderung und die asylpolitik europäische 
Prioritäten sein sollten. dagegegen sollte die legale Zuwanderung von durch-
schnittlich- und Geringqualifizierten sowie die Integrationspolitik in nationaler 
Zuständigkeit verbleiben. 

Konkret wird vorgeschlagen, die Blue-Card-richtline so zu ändern, dass hoch-
qualifizierte Zuwanderer zuverlässigen Zugang zum gesamten arbeitsmarkt der 
eu erhalten. entwicklungsländern, die eine abwanderung hochqualifizierter ar-
beitskräfte fürchten, sollte eine Vorbehaltsklausel angeboten werden. Im umgang 
mit der irregulären Zuwanderung sollten strengere Kontrollen kombiniert werden 
mit besseren eu-weiten humanitären Standards sowie einer kontinuierlichen 
„verdienten“ regularisierung als alternative zu sporadischen Massenregularisie-
rungen. In der asylpolitik wird die einführung eines ‚neuen nansen-Programms’ 
vorgeschlagen: damit soll die aufnahme von zusätzlich 25.000 Verfolgten pro 
Jahr erreicht werden, die offensichtlich aufgrund von Kriegen oder Verfolgung 
in not sind, es aber nicht aus eigener Kraft bis nach europa schaffen. die Fi-
nanzierung des Programms sollte aus dem eu-Haushalt erfolgen. 
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